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Führungsfunktionen im Beamtenverhältnis auf Zeit sind
verfassungswidrig; § 25 b LBG NRW ist nichtig. Mit die-
ser Feststellung des Bundesverfassungsgerichts in seinem
Beschluss vom 28. Mai 2008 endet ein jahrzehntelanger
Streit. Oder etwa doch nicht? Der Beitrag setzt sich kritisch
mit dem Bundesverfassungsgericht auseinander, insbeson-
dere mit der unzureichenden Beachtung des Leistungs-
prinzips (Art. 33 II GG). Er schildert die Konsequenzen für
bereits übertragene Führungspositionen und betont, dass es
nur in Nordrhein-Westfalen verfassungsrechtlich verboten
ist, künftig Führungsämter auf Zeit zu vergeben. Allerdings
wird anderen Bundesländern empfohlen, ihre Normen ver-
fassungskonform anzupassen.

I. Ausgangslage

Der Spruch des Bundesverfassungsgerichts1 scheint juris-
tisch eine der „unendlichen Geschichten“2 des neueren bun-
desrepublikanischen Beamtenrechts zu beenden, die Ver-
gabe von Führungsfunktionen im Beamtenverhältnis auf
Zeit. Begonnen hatte sie – nach vorangegangenen jahrzehn-
telangen Diskussionen – im Jahr 1997 mit dem Dienst-
rechtsänderungsgesetz des Bundes.3 Dort schuf § 12 b
BRRG die Möglichkeit, in personell und zeitlich beschränk-
tem Umfang Führungsfunktionen auf Zeit zu besetzen. Die
Bundesländer Baden-Württemberg, Mecklenburg-Vorpom-
mern, Rheinland-Pfalz, Saarland und Thüringen sowie der
Bund nutzten die Ermächtigung nicht; Berlin, Hamburg,
Niedersachsen und Sachsen-Anhalt haben ihre Regelungen
zwischenzeitlich wieder aufgehoben. Nordrhein-Westfalen
machte ausweislich § 25 b LBG davon Gebrauch4 und
erlaubte in engem Umfang (§ 25 b VII LBG) Führungsposi-
tionen auf Zeit. Nach dem Rahmenrecht kamen dafür „der
Besoldungsordnung B angehörende Ämter mit leitender
Funktion sowie mindestens der Besoldungsgruppe A 16
angehörende Ämter der Leiter von Behörden, Ämter der
Leiter öffentlicher Schulen und Ämter der Leiter von Teilen
von Behörden der Gemeinden und Gemeindeverbände“ 
(§ 12 b V BRRG) in Betracht. In Nordrhein-Westfalen durf-
ten seit dem 1. Januar 20045 in Gemeinden und Gemeinde-
verbänden Führungsfunktionen auf Zeit für die „Ämter der
Leiter von Organisationseinheiten, die dem Hauptverwal-
tungsbeamten oder einem anderen Wahlbeamten oder die-
sem in der Führungsfunktion vergleichbaren Beschäftigten
unmittelbar unterstehen“, übertragen werden (§ 25 b VII 
Nr. 2 LBG). Das Beamtenverhältnis war ein Doppelbeam-
tenverhältnis. Dasjenige auf Lebenszeit ruhte (§§ 25 b II,
25 a III S. 1, 1. Hs. LBG), bestand aber fort (§§ 25 b II, 25 a
III S. 1, 2. Hs. LBG). Zusätzlich wurde ein Beamtenver-
hältnis auf Zeit begründet, aus dem auch die Besoldung
erfolgte (Umkehrschluss aus § 25 b V S. 1, 1. Hs. LBG). Es
gab keinen selbstständigen Anspruch auf Versorgung 
(§ 15 a II, 1. Hs. BeamtVG), sondern allein einen zeitantei-
ligen Unterschiedsbetrag (§ 15 a III BeamtVG). Man durfte
zwei Amtszeiten bilden (§ 25 b I S. 1 LBG), wobei eine
Amtszeit fünf Jahre dauerte (§ 25 b I S. 2 LBG). Mit Ende
der ersten Amtszeit war es ausgeschlossen,6 dem Beamten
das Amt auf Dauer im Beamtenverhältnis auf Lebenszeit zu

vergeben (§ 25 b I S. 4, 1. Alt. LBG). Mit Ablauf der
zweiten Amtszeit „soll“ es ihm auf Dauer im Beamtenver-
hältnis auf Lebenszeit übertragen werden (§§ 12 b III S. 2
BRRG, 25 b I S. 4, 2. Alt. LBG). Mit Ablauf der Amtszeit
endete das Beamtenverhältnis auf Zeit automatisch (§ 25 b
IV S. 1 a) LBG). Der Beamte fiel in das frühere Lebenszeit-
beamtenverhältnis zurück (§ 25 b V S. 2 LBG).

II. Juristische Bewertung

1. Meinungsstreit

Seit mehreren Jahrzehnten tobt in der Literatur eine vehe-
mente juristische, teils polemische7 Diskussion über die
(verfassungs)rechtliche Zulässigkeit8 von Spitzenpositionen
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